Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudtsadie 2474 


Der Bundesminister für Verteidigung 

H n 3 - 76-16-01 


Bonn, den 8. Februar 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vorauszahlungen für Rüstungsaufträge 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2439 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP vom 25. Januar 1961 
beantworte ich im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister 
der Finanzen wie folgt; 


Zu Frage 1 


1. Inland 

656 717 000 

DM 

2. USA 

536 279 000 

DM 

3. England 

316 126 000 

DM 

4. sonstiges Ausland 

536 033 000 

zusammen 2 045 1 55 000 

DM 

DM 

Zu Frage 2 

1. Inland 

523 365 000 

DM 

2. USA 

3. England 

1 239 025 000 

DM 

4. sonstiges Ausland 

529 530 000 

zusammen 2 291 920 000 

DM 

DM 


Zu Frage 3 

Angaben können hierzu noch nicht gemacht werden. 


Zu Frage 4 

1. Inland 

2. USA 

3. England 

4. sonstiges Ausland 


497 411 000 DM 
. 1 117 035 000 DM 

514 076 000 DM 
zusammen 2 1 28 522 000 DM 
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Zu Frage 5 

Es gilt § 28 der Reichshaushaltsordnung und die hierzu er- 
gangenen Bestimmungen für Besdiaffungen von Verteidigungs- 
material (VMBl. Nr. 31 vom 15. Oktober 1960, S. 626). 

Zu Frage 6 

Aus politischen Gründen sind Vorauszahlungen an USA, Eng- 
land und die Türkei entsprediend den Beschlüssen der Bun- 
desregierung geleistet worden. 

Die Vorauszahlungen an USA sind verzinslich. 

Zu Frage 7 

Nein. 

Zu Frage 8 

Die Vorauszahlungen ins Ausland sind sowohl aus zwingen- 
den außenpolitisdien Gründen (Finanzverhandlungen mit den 
USA) wie dringenden wirtschaftpolitischen Gründen gerecht- 
fertigt. Das Bundesverteidigungsministerium handelt hier in 
voller Übereinstimmung mit dem Auswärtigen Amt, dem Bun- 
deswirtschaftsministerium, dem Bundesfinanzministeriuin und 
der Deutschen Bundesbank. 

Der ßundesrechnungshof wurde über die Vorauszahlungen an 
die USA unterrichtet und hat nach Aufklärung über die zwingen- 
den außenpolitischen und wirtschaftspolitischen Gründe seine 
Bedenken fallenlassen. 

Der Bundesredmungshof hat in 9 auf das Jahr 1958 zurück- 
gehenden Fällen Beanstandungen erhoben. Den Beanstandungen 
ist durch die Regelung zu Frage 5 Rechnung getragen. 


Strauß 
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